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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Freimut Duve, Hans Gottfried Bernrath, 
Dr. Ulrich Böhme (Unna), weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/3388 — 


Erhalt der Buchpreisbindung 


A. Problem 

Erhalt der Buchpreisbindung. 

B. Lösung 

Aufforderung an die Bundesregierung, alles in ihren Kräften 
stehende zu tun, um auf europäischer Ebene Bestrebungen entge- 
genzutreten, die die Buchpreisbindung gefährden könnten. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 


Keine 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 12/3388 — unverändert anzuneh- 
men. 

Bonn, den 15. Juni 1994 

Der Ausschuß für Wirtschaft 


Friedhelm Ost 

Vorsitzender 


Dr. Uwe Jens 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Uwe Jens 


i. 

Der Antrag wurde in der 208. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 3. Februar 1994 zur federführenden 
Beratung an den Ausschuß für Wirtschaft und zur 
Mitberatung an den Innenausschuß, den Ausschuß für 
Bildung und Wissenschaft sowie an den EG-Ausschuß 
überwiesen. 


II. 

Der Innenausschuß hat auf Vorschlag seines Unter- 
ausschusses „Kirnst und Kultur " am 13. April 1994 
einstimmig folgende Stellungnahme beschlossen: 

„Der Innenausschuß bekräftigt seine grundsätzliche 
Position zur kulturpolitischen Bedeutung der Buch- 
preisbindung. 

Er erwartet, daß die Bundesregierung den Börsenver- 
ein bei seinen Verhandlungen über die künftige 
Gestaltung der Buchpreisbindung im grenzüber- 
schreitenden deutschen Sprachraum unterstützt und 
keiner Lösung zustimmt, die die traditionell bewähr- 
ten Preisbindungssysteme gefährdet und die mit der 
Buchpreisbindung verfolgten kulturpolitischen Ziele 
unterläuft. In diesem Zusammenhang erinnert er 
erneut an den Artikel 128 Abs. 4 des Maastrichter 
Vertrages, nach dem die Gemeinschaft den kulturel- 
len Aspekten bei ihrer Tätigkeit aufgrund anderer 
Bestimmungen dieses Vertrages Rechnung trägt. " 

Er empfiehlt, dem Antrag zuzustimmen. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat am 
2. März 1994 mit den Stimmen der Koalitionsfraktio- 
nen gegen die Stimmen der Fraktion der SPD — bei 
Abwesenheit des Vertreters der Gruppe der PDS/ 


Linke Liste — beschlossen, sich nicht mit der Vorlage 
zu befassen. 

Der EG-Ausschuß hat die Vorlage am 13. April 1994 
abgelehnt. 


III. 

Der Antrag bezieht sich auf ein Urteil des Europäi- 
schen Gerichtshofes, wonach die Buchpreisbindung 
im Handel zwischen Großbritannien und Irland auf- 
gehoben werden muß. 

Die Antragsteller fordern deshalb, daß der Deutsche 
Bundestag seine Überzeugung bekräftigt, daß die 
Preisbindung für Verlagserzeugnisse unverzichtbar 
ist, da sie zur Erhaltung des Sortimentsbuchhandels 
und damit zur Vielfalt der Literatur und ihrer Verbrei- 
tungsmöglichkeiten beiträgt. Ohne die Buchpreisbin- 
dung sei die Vielfalt des Programmes nicht gesichert, 
werde eine flächendeckende Buchhandelsstruktur 
zerstört und hätten kleine Verlage sowie weniger 
bekannte Autorinnen und Autoren keine Chance 
mehr. Die Schaffung des Binnenmarktes dürfe nicht 
zu einer Schwächung der wirtschaftlichen Basis der 
Literatur führen. 


IV. 

Der federführende Ausschuß hat den Gesetzentwurf 
am 15. Juni 1994 beraten. 

Mit Blick auf die vielfältige, gleichmäßige und flä- 
chendeckende Versorgung der Bevölkerung mit dem 
Kulturgut Buch beschloß der Ausschuß einstimmig, 
dem Antrag zuzustimmen. 


Bonn, den 15. Juni 1994 


Dr. Uwe Jens 

Berichterstatter 
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